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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Eine durchgreifende Verbesserung des Bundeskindergeldge- 
setzes ist dringend geboten, nachdem die Kindergeldsätze ab 
drittem Kind seit 1964 und für das zweite Kind seit 1961 nicht 
an die wirtschaftliche Entwicklung angepaßt worden sind. Auch 
die Beibehaltung einer Einkommensgrenze beim Zweitkinder- 
geld für Zweikinderfamilien ist nicht mehr zeitgerecht. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht die Anhebung der Kindergeldsätze für 
das zweite und alle weiteren Kinder um je 10 DM monatlich ab 
1. September 1970 vor. Ferner soll mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 die Einkommensgrenze beim Zweitkindergeld für Zwei- 
kinderfamilien beseitigt werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Anhebung der Kindergeldsätze führt 1970 zu einem Mehr- 
aufwand von rund 200 Millionen DM und 1971 zu einem Mehr- 
bedarf von 610 Millionen DM. Die Beseitigung der Einkommens- 
grenze hat 1971 eine Mehrbelastung von 950 Millionen DM zur 
Folge. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsent- 
gelts im Krankheitsfalle und über Änderungen des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
27. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 946), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 3 Abs. 5 werden die Worte „weil ihr Jahres- 
einkommen im Berechnungsjahr die Einkom- 
mensgrenze des § 4 Abs. 1 überstiegen hat oder" 
mit Wirkung vom 1. Januar 1971 gestrichen. 

2. §§ 4, 5, 18, 19 Abs. 1 Satz 2 und § 29 Abs. 1 Nr. 1 
treten mit Wirkung vom 1. Januar 1971 außer 
Kraft. 

3. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Kindergeld beträgt für das zweite 
Kind 35 Deutsche Mark, für das dritte Kind 
60 Deutsche Mark, für das vierte Kind 70 Deut- 
sche Mark, für das fünfte und jedes weitere Kind 
je 80 Deutsche Mark monatlich.' 1 

4. Hinter § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10 a 

Die Bundesregierung hat jährlich, erstmals zum 
31. Dezember 1971, den gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes zu berichten, inwieweit es 


unter Berücksichtigung der Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit und des realen 
Wachstums der Volkswirtschaft geboten ist, die 
Leistungen nach diesem Gesetz zu ändern." 

5, In § 21 Abs. 2 erhält Satz 2 mit Wirkung vom 
1. Januar 1971 folgende Fassung: 

„§ 17 gilt entsprechend". 

Artikel 2 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

In § 583 Abs. 2 erhält der erste Halbsatz folgende 
Fassung: 

„Die Kinderzulage beträgt monatlich mindestens 
für das zweite Kind 35 Deutsche Mark 

für das dritte Kind 60 Deutsche Mark 

für das vierte Kind 70 Deutsche Mark 

für das fünfte Kind und 

jedes weitere Kind 80 Deutsche Mark". 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1, September 1970 in Kraft. 


Bonn, den 4. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A, Allgemeiner Teil 

Die Anpassung der Leistungen für kinderreiche 
Familien an die wirtschaftliche Entwicklung im Rah- 
men des Kindergeldgesetzes wird in einer Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages vom 28. März 1969 
als Vorwegmaßnahme einer umfassenden Reform 
des Familienlastenausgleichs gefordert. Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion trägt 
dieser Entschließung dadurch Rechnung, daß ab 
1. September 1970 die Kindergeldsätze um je 10 DM 
monatlich erhöht werden. Vorgesehen ist auch die 
Erhöhung des Zweitkindergeldes um 10 DM, 
von 25 auf 35 DM, nachdem das Zweitkindergeld 
seit 1961 unverändert geblieben ist, während die 
Kindergeldsätze ab drittem Kind seit 1964 nicht er- 
höht worden sind, obwohl die durchschnittlichen 
Einkommen seit 1964 um mehr als 50% gestiegen 
sind. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 soll nach dem 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU die Ein- 
kommensgrenze für Zweitkinderfamilien beim 
Zweitkindergeld beseitigt werden. Die Einkommens- 
grenze ist lediglich mit Wirkung vom 1. Januar 1965 
von 600 DM auf 650 DM angehoben worden. Infolge 
der Einkommensentwicklung seit 1961 hat eine 
große Zahl von Familien mit zwei Kindern die An- 
spruchsberechtigung für das Kindergeld verloren. 
Die Beschränkung auf eine Erhöhung der Einkom- 
mensgrenze für das Zweitkindergeld hält die CDU/ 
CSU-Fraktion nicht für sinnvoll, weil dies zu neuen 
Härten führen würde und insbesondere die Zwei- 
kinderfamilien von der Kindergeldberechtigung aus- 
schließen würde, in denen die Ehefrau durch eigene 
Erwerbstätigkeit zum Familieneinkommen beiträgt, 
überdies würde die Einführung einer erhöhten Ein- 
kommensgrenze zu einem erheblichen Verwaltungs- 
mehraufwand führen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Anhebung der Kindergeldsätze ab 1. September 
1970 führt zu einem Mehraufwand von rund 200 Mil- 
lionen DM für das Jahr 1970. Dieser Mehraufwand 
ist dadurch abgedeckt, daß neben den in der mehr- 
jährigen Finanzplanung bereitgestellten 95 Millio- 
nen DM für Leistungsverbesserungen etwa 100 Mil- 
lionen DM dadurch zur Verfügung stehen, daß der 
Haushaltsansatz nicht voll ausgeschöpft wird. 

Für 1971 ergibt sich ein Finanzbedarf von 610 Mil- 
lionen DM für die Anhebung der Kindergeldsätze 
und von 950 Millionen DM durch die Beseitigung 
der Einkommensgrenze für das Zweitkindergeld bei 
Zweikinderfamilien. In der mehrjährigen Finanz- 
planung sind vorgesehen 390 Millionen DM, die 
Haushaltsreserven dürften sich auf etwa 100 Mil- 
lionen DM belaufen. Die Restfinanzierung soll nach 


Auffassung der CDU/CSU-Fraktion dadurch sicher- 
gestellt werden, daß vorerst auf die Verdoppelung 
des Arbeitnehmerfreibetrags und auf den stufen- 
weisen Abbau der Ergänzungsabgabe verzichtet 
wird. Der Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion bein- 
haltet damit eine klare Alternative zu dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Steueränderungsge- 
setz. Die CDU/CSU hält die Verbesserung des Kin- 
dergeldgesetzes für vorrangig; sie will damit sicher- 
stellen, daß die Familien mit mehreren Kindern 
einen Ausgleich für die Steigerung der Lebenshal- 
tungskosten erhalten. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Die Nummern 1, 2 und 5 beinhalten die Rechtsände- 
rungen, die durch die Beseitigung der Einkommens- 
grenze notwendig sind. 

Zu Nummer 3 

Die Kindergeldsätze sollen wie folgt erhöht werden: 
für das zweite Kind auf 35 DM, für das dritte Kind 
auf 60 DM, für das vierte Kind auf 70 DM, für das 
fünfte und jedes weitere Kind auf 80 DM. 

Zu Nummer 4 

Durch den neu eingeführten § 10 a soll die Bundes- 
regierung verpflichtet werden, jährlich erstmals 
zum 31. Dezember 1971 zu berichten, inwieweit es 
unter Berücksichtigung der Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit und des realen 
Wachstums der Volkswirtschaft geboten ist, die Lei- 
stungen nach dem Kindergeldgesetz zu ändern, erst- 
mals zum 31. Dezember 1971. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Bestimmung wird sichergestellt, daß die 
Mindestbeträge der Kinderzulage aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung auch künftig mit der Höhe 
der Kindergeldsätze übereinstimmen. 

Zu Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Zu Artikel 4 

Das Gesetz soll am 1. September 1970 in Kraft 
treten. Die mit der Beseitigung der Einkommens- 
grenze zusammenhängenden Vorschriften treten, 
wie sich aus Artikel 1 Nr. 1, 2 und 5 ergibt, mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1971 in Kraft. 
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